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1. Ausgangslage

Status Quo – Gesetzliche Vorgaben

◼ EU-Ebene: FFH-RL, Vogelschutz-RL, Wasserrahmen-RL, GAP 

(inkl. Umweltauflagen), Nitrat-RL, PflanzenschutzmittelVO, Pestizid-RL…

◼ Ländergesetze: Naturschutz, Bodenschutz, RaumO, Jagd…

◼ Bundesgesetze: ForstG, WRG,…

◼ NRL-Folgenabschätzung der EK: Verbesserung beim Vollzug der FFH-/ und 

Vogelschutz-RL auch als Option geprüft

◼ Trotzdem „Maximalvariante“: neues, paralleles Gesetz; VO statt RL

◼ zusätzliche Ziele und Berichtspflichten für MS

◼ keine zusätzlichen Mittel, Verweis auf bestehende 

EU-Fonds und nationale / private Finanzierungs-

möglichkeiten



Bewertung von des Zustandes von Arten und Lebensräumen

◼ Berichte nach Art. 17 FFH-RL als Argumentation für Nachschärfen bei Gesetzen

◼ Wichtig für NRL: Planung anhand aktueller Daten & Methoden

◼ Datengrundlagen in AT teils veraltet → Evaluierung und ggf. Überarbeitung der Methodik 

◼ Vergleichbarkeit der Berichte der Mitgliedstaaten?

◼ Bsp. Biber: in AT gilt eine Population von 1.200 als „ungünstig“ 

◼ PL sieht bei ähnlicher Verbreitungs- und Populationsgröße einen „günstigen Zustand“

◼ RU (ähnliche Ausdehnung wie in AT): 240 Individuen reichen für einen „günstigen Erhaltungszustand“

◼ Bsp. Alpine und subalpine Kalkrasen: in AT gilt der Zustand (alpine Region) als „ungünstig-

unzureichend“

◼ F und SE sehen in einem größeren Verbreitungsgebiet mit weniger eingenommenen 

Flächen die „günstige Referenzfläche“ als erfüllt

Quelle: nature-art17.eionet.europa.eu/article17/

Bericht nach Art. 17 FFH-RL

https://nature-art17.eionet.europa.eu/article17/


◼ Gemeinsame Agrarpolitik (GAP)

◼ Konditionalität - Kontrolle erhöhter Umweltleistungen 

GAB: Grundanforderungen an die Betriebsführung

GLÖZ: Guter Landwirtschaftliche & Ökologische Zustand der Flächen

◼ Agrarumweltprogramm (ÖPUL): Zahlreiche Maßnahmen für Umwelt und Biodiversität

◼ Teilnahmequote: 80% der bäuerlichen Betriebe; Akzeptanz durch Freiwilligkeit

◼ rund 230.000 ha Biodiversitäts- und Naturschutzflächen (2024)

◼ Bio-Anteil von 27% der lw. Fläche in Österreich (EU Durchschnitt: 10%)

◼ ForstG: Nachhaltigkeit in § 1 verankert

◼ Waldfonds: Schwerpunkte Klimawandelanpassung, Biodiversität

◼ Senkung von THG-Emissionen (als einziger produzierender Sektor)

◼ C-Speicherung & Bereitstellung nachwachsender Rohstoffe 

Umweltleistungen der Land- und Forstwirtschaft



2. Entstehung der VO: (Agrar- und forst-)politische Aspekte

Kontrovers auf allen Ebenen

◼ EU Parlament

◼ Ablehnung durch mehrere Ausschüsse (ENVI, AGRI, PECH)

◼ Sehr knappe Abstimmung im Plenum am 27.02.2024

◼ EP forderte Streichung des Artikels zu landwirtschaftlichen Ökosystemen

◼ Vorsehen einer „Notbremse“ bei Bedrohung der Lebensmittelsicherheit

◼ AgrarministerInnen (D) und AgrarlandesrätInnen (AT) forderten Ablehnung (Brief 02/2024)

◼ EU-Mitgliedstaaten / Rat

◼ Umfassende Kritik von mehreren Mitgliedstaaten

◼ Subsidiaritätsbedenken, hohe Zielvorgaben, befürchtete Eigentumsbeschränkungen und 

Belastungen – nicht nur für den Sektor Land- und Forstwirtschaft

◼ Vertagung der Abstimmung im Umweltrat vom März 2024 mangels Einigung

◼ Abstimmung im Umweltrat am 17. Juni 2024 – Annahme der VO



Abstimmung im Umweltrat & nationale Diskussion

◼ Annahme durch knappe Mehrheit der MS (Überhang 1,07%)

◼ Zugeständnisse der Kommission an andere Mitgliedstaaten?

◼ Rechtlich umstrittene Zustimmung von BM Gewessler für AT

◼ Kein Einvernehmen nach § 5 BMG hergestellt 

◼ zwei einheitliche Stellungnahmen der BL mit umfassender Kritik

◼ Einheitlicher Beschluss zur Ablehnung bei LH-Konferenz (April 2024)

◼ Stadt Wien - Zustimmung unter „Bedingungen“ (Mai 2024)

◼ Mehrheit BL weiterhin kritisch

https://tirol.orf.at/stories/3258217/



3. Auswirkungen auf die Land- und Forstwirtschaft

Studien zu Auswirkungen des „Green Deals“ auf Erträge, Einkommen und Preise

◼ Untersuchung von Maßnahmen aus dem Green Deal, zB Pflanzenschutz- und 

Düngemittelreduktion, Aufgabe der Holzernte ( = mögliche Maßnahmen nach dem NRL)

Ergebnisse:

◼ Deutliche Ertragsrückgänge und steigende Bewirtschaftungskosten

◼ Steigende Verbraucherpreise 

◼ Steigende Importe zur Kompensation – Verlagerungseffekte in andere Regionen

◼ Reduktion LuF genutzter Fläche = Auswirkungen auf Produktion, Erträge und Arbeitsplätze

◼ Studien:
◼ EC Joint Research Center

◼ Universität Wageningen 

◼ Universität Kiel

◼ Thünen-Institut

◼ Economica Institut 



Artikel mit Bezug zur Land- und Forstwirtschaft

◼ Art. 1 – Wiederherstellungsmaßnahmen auf 20% EU-Flächen bis 2030, 

Maßnahmen für „alle“ wiederherstellungsbedürftigen Ökosysteme bis 2050

◼ Art. 4 – Wiederherstellung von Land-, Küsten- und Süßwasserökosystemen

◼ Art. 6 – Energie aus erneuerbaren Quellen

◼ Art. 8 – Städtische Ökosysteme 

◼ Art. 9 – Wiederherstellung frei fließender Gewässer und natürlicher Funktionen von Auen 

◼ Art. 10 – Wiederherstellung von Bestäuberpopulationen 

◼ Art. 11 – Wiederherstellung agrarischer Ökosysteme 

◼ Art. 12 – Wiederherstellung von Waldökosystemen, Art. 13 – Pflanzen von 3 Mrd. Bäume

◼ Art. 14-17 – Wiederherstellungsplan – Vorarbeiten (zB Kartierungen) und Inhalte 

◼ Art. 19, 21 – Delegierte Rechtsakte 

◼ Art. 27 – Aussetzungsklausel für Art. 11 

◼ Anhänge: LRT und Arten / Indikatoren: Definitionen + Methodik / 

Beispiele für WH-Maßnahmen



Art. 4 – Wiederherstellung von Land-, Küsten- und 
Süßwasserökosystemen

◼ Lebensraumtypen (LRT) = bestimmte Arten von Moore, Grasland, Flüsse, Wälder…

◼ Liste der LRT in Anhang I (entspricht Lebensraumtypen und nach FFH-RL)

➢Vorgabe: Maßnahmen für „guten Zustand“ & günstige Gesamtfläche von LRT 

(„Vorrang“ für Maßnahmen nach Art. 4 Abs. 1 (= betreffend LRT) auf Natura 2000-Flächen bis 2030) 

➢Vorgaben zu Lebensraumvernetzung, Habitatschutz (für nach FFH-RL geschützte Arten)

➢ anschließend „Verschlechterungsverbot“:

Keine „erhebliche“ Verschlechterung von Flächen, die wiederhergestellt wurden & auf 

Flächen mit Vorkommen von LRT nach Anhang I 

◼ Ausnahmen zB bei Vorliegen des überwiegenden öffentlichen Interesses,

genehmigte Pläne/Projekte, klimawandelbedingte Lebensraumänderungen

◼ Verstoß, wenn „erhebliche Verschlechterung“ und kein Ausnahmegrund – zB kein 

„überwiegendes öffentliches Interesse“ oder keine Genehmigung 

(= Naturverträglichkeitsprüfung) vorliegt



Art. 9 – Flussvernetzung und Auen

➢Verzeichnis und Beseitigung „künstlicher Hindernisse“ 

für die Vernetzung von Oberflächengewässern 

➢EU-weite Vorgabe: 25.000 km frei fließende Flüsse

➢ prioritär „obsolete Hindernisse“, jedoch Beachtung 

sozioökonomischer Funktionen

➢Erhaltung der wiederhergestellten natürlichen Vernetzung 

der Flüsse und der natürlichen Funktionen der Auen

◼ Auch hier Flächenbedarf – Auswirkungen auf LuF-Flächen

und auf weitere Nutzungen/Tätigkeiten

◼ Beispiele für Wiederherstellungsmaßnahmen (Anhang VII): 

◼ Entfernung Deiche, Dämme, künstliche Flussbettbefestigungen

◼ Ausbau Lebensraumfläche, Schaffung von Uferzonen 

 (Auwälder, Pufferstreifen, Wiesen, Weiden)

◼ Wiederherstellung Flussmäander, Altwasser…

© pixabay / FelixMittermeier



Art. 11 – Agrarische Ökosysteme
◼ Maßnahmen zur Steigerung der biologischen Vielfalt in Agrarökosystemen (Bsp. Anhang VII)

◼ Einstellung/Reduktion „chemischer Pestizide“ und Düngemittel

◼ Einstellen des Pflügens von Grünland / Einbringen von Samen ertragreicher Gräser

◼ Herstellen offener Grasland- oder Heideflächen, Teiche oder Felsgebiete „statt Wälder“

◼ Verringerung Weideintensität / Wiederherstellung extensiver Beweidung, wo diese aufgegeben wurde

◼ „agrarökologische Bewirtschaftungsmethoden“, zB biologische Landwirtschaft, Agroforstwirtschaft…

◼ Aufwärtstrend bei 2 von 3 Indikatoren (Definitionen lt. Anhang IV):

a) Grünlandschmetterlinge-Index

b) Organ. Kohlenstoff in mineralischen Ackerböden

c) Landschaftselemente mit hoher biologischer Vielfalt →

◼ Verbesserung Feldvogelindex

◼ Wiedervernässung lw. genutzter, entwässerter Moore

◼ Freiwilligkeit u. Anreize für betroffene Landwirte

„vorbehaltlich nationaler Regelungen“

„Keine produktive Nutzung, außer für 

Biodiversitätserhalt notwendig“ und

Keine Behandlung mit Düngemitteln 

oder „Pestiziden“

Zusätzlich zu 

Maßnahmen 

nach Art. 4 



Art. 12 - Waldökosysteme
◼ Maßnahmen zur Steigerung von Biodiversität (Beispiele laut Anhang VII)
◼ Aufgabe der Holzernte, Stärken von Naturbeschaffenheit und Wildnis

◼ aktive Bewirtschaftung zur Resilienzsteigerung 

◼ Förderung Altwälder und reife Bestände

◼ Schaffen von Habitatbäumen, Steigerung Totholz

◼ Naturbasierte / Dauerwald Ansätze

◼ Positiver Trend für mind. 6 von 7 Indikatoren (Definitionen laut Anhang VI)

◼ Waldvogelindex (verpflichtend)

◼ Totholz liegend / stehend  Baumartenvielfalt

◼ Vorrat organischer Kohlenstoff Ungleiche Altersstruktur

◼ heimische Baumarten   Waldvernetzung

◼ Ausnahmen: höhere Gewalt (Naturkatastrophen, 

Waldbrände), klimawandelbedingte Lebensraum-

 veränderungen

Zusätzlich zu 

Maßnahmen 

nach Art. 4 



Anhang VII – Beispiele für Wiederherstellungsmaßnahmen (Auszug)

◼ Wiedervernässung entwässerter Moorböden

◼ Vernetzung zwischen Lebensräumen zur Förderung der Entwicklung von Artenpopulationen

◼ Förderung der Entstehung heimischer Altwälder und reifer Bestände 

(z. B. durch Aufgabe der Holzernte oder durch aktive Bewirtschaftung mit Begünstigung der 

Entwicklung selbstregulierender Funktionen und geeigneter Widerstandsfähigkeit)

◼ Förderung der Entwicklung einer eigenen natürlichen Dynamik durch Ökosysteme, zum Beispiel 

durch die Aufgabe der Holzernte und die Stärkung von Naturbeschaffenheit und Wildnis

◼ Verringerung der Weideintensität oder Mahd auf Grünland oder 

◼ Wiederherstellung der extensiven Beweidung mit Nutztieren sowie extensiver Mahd, wo diese 

aufgegeben wurden

◼ Steigerung ökologische/biologische Landwirtschaft

◼ Einstellung oder Verringerung des Einsatzes chemischer Pestizide sowie chemischer und 

tierischer Düngemittel

◼ Einstellung des Pflügens von Grünland und des Einbringens von Samen ertragreicher Gräser

◼ Entfernung von Deichen und Dämmen, Förderung der Flussdynamik, 

Wiederherstellung frei fließender Flussabschnitte

◼ Schaffung von Uferzonen wie Auwälder, Pufferstreifen, Wiesen oder Weiden



Delegierte Rechtsakte

Weitreichende Befugnisse der EK 

◼ Delegierte Rechtsakte

◼ Änderung von Beschreibung, Einheit und Methodik der Indikatoren für Agrar- und 

Waldökosysteme (Art 22 Abs. 4 ff.)

◼ Änderung der Liste mit Wiederherstellungsmaßnahmen in Anhang VII (Art. 22 Abs. 7)

◼ Durchführungsrechtsakte

◼ Festlegen der Methoden für die Überwachung der Indikatoren für Agrar- und 

Waldökosysteme

◼ Orientierungsrahmen für das zufriedenstellende Niveau der Indikatoren

➢Beeinflussen, wie Ziele zu erreichen sind und woran MS gemessen werden

◼ Vergleich FFH-RL: hier erfordert eine Änderung der Anhänge von den Mitgliedstaaten 

eine qualifizierte Mehrheit bzw. Einstimmigkeit (vgl. Art. 19 FFH-RL)



Inhaltliche Kritik an der VO

Allgemeine Kritikpunkte

◼ Neue, komplexe Regelwerke (+ Berichtspflichten und Monitoring) statt Evaluierung und 

Verbesserung allfälliger Vollzugsdefizite bestehender Gesetze

◼ Änderungen / Einschränkungen bei der Bewirtschaftung / Nutzung zu erwarten

◼ Ausweitung der Natura 2000 Systematik außerhalb von Schutzgebieten

◼ potentiell alle EU-Flächen betroffen, wo LRT vorkommen - oder vorkommen könnten?

◼ Heranziehung von Flächen aus der LuF zur Durchführung (Flächenbedarf!)

◼ Drohende Vertragsverletzungsverfahren bei Zielverfehlungen

◼ Hohe Kosten zu erwarten, Schätzungen der EK beziffern nicht einmal konkrete 

Umsetzungsmaßnahmen / Abgeltungen für Bewirtschaftungseinschränkungen

◼ „Kosten-Nutzen-Relation“ der EK intransparent

◼ Aussetzungsklausel: nur durch EK und nur in sehr begrenzten Fällen anwendbar (Art. 27)



Inhaltliche Kritik an der VO

Rechtsunsicherheit für Betroffene

◼ Finanzierung mehr als fraglich

◼ Verweis auf bestehende Programme und EU-Förderungen unzureichend

◼ Bestehende Mittel – insb. GAP – müssen für definierte Ziele und Maßnahmen 

„reserviert“ bleiben und können nicht beliebig umgeschichtet werden

◼ GAP auch aufgrund des Zeithorizonts (Förderperiode 7 J.) nur bedingt geeignet

◼ keine zusätzlichen Anforderungen ohne zusätzliche Mittel! → Art 4.

◼ Freiwilligkeit kaum in der VO verankert

◼ Nur in den einleitenden „Erwägungsgründen“ (nicht rechtsverbindlich) und bzgl.

◼ Wiedervernässung entwässerter, dzt. landwirtschaftlich genutzter Moore 

◼ Folge, wenn MS die Ziele nicht erreicht / nach Ansicht der EK zu wenig beiträgt? 

◼ Rechtsunsicherheit durch delegierte Rechtsakte



4. Nationale Durchführung der VO

◼ Nationaler Wiederherstellungsplan – Vorlage des Entwurfs bis 1. September 2026

◼ Mehrere Materien und Kompetenzen betroffen

◼ Naturschutz, Raumordnung (Bundesländer)

◼ Landwirtschaft (Querschnittsmaterie Bund/Länder)

◼ Forst, Wasser (Bund)

◼ Prozess zur Erstellung der WH-Pläne noch in Abstimmung (BMK/BML/BL)

◼ Wichtig: Inhaltliche Federführung nach kompetenzrechtlicher Zuständigkeit!

◼ Offene Fragen:

◼ Betroffenheit auf Betriebs- bzw. individueller Ebene

◼ Rechtsrahmen – Gesetze, Förderungen

◼ Finanzierung der Durchführung

◼ Definitionen, Auslegungen

◼ Auswahl Indikatoren



Perspektiven für die nationale 
Durchführung aus Sicht der LKÖ 



Perspektiven für die nationale 
Durchführung aus Sicht der LKÖ

1. Frühzeitige Einbindung der Grundeigentümer:innen & 

LuF Interessenvertretung 

2. Planung und Umsetzung auf solider rechtlicher und 

fachlicher Grundlage

3. Umsetzbare, praxistaugliche, effiziente und wirksame 

Maßnahmen auf freiwilliger Basis

4. Freiwillige Instrumente, neue Finanzierungstöpfe und 

faire Abgeltung von Mehrleistungen

5. Gesamtgesellschaftlicher Beitrag gefordert

© Pixabay / F1Digitals



Perspektiven für die nationale Durchführung (1)

Einbindung der Grundeigentümer und LuF Interessenvertretung

◼ Planung und Umsetzung gemeinsam mit Grundeigentümer:innen und Bewirtschafter:innen

◼ Einbindung der Fachexpert:innen der gesetzlichen Interessenvertretung 

◼ Wahrung der Grundrechte 

◼ Recht auf Eigentum, Recht aus Erwerbsfreiheit, Gleichheitssatz und das Recht auf ein 

faires Verfahren müssen bei Planerstellung und allfälligen Maßnahmen berücksichtigt 

werden 

◼ Maßnahmen müssen daher vorranging auf Freiwilligkeit basieren und sollten nicht gegen 

den Willen oder auf Kosten der Betroffenen durchgeführt werden



Planung und Umsetzung auf solider rechtlicher und fachlicher Grundlage

◼ Berücksichtigung kompetenzrechtlicher Zuständigkeiten und regionaler Erfordernisse → 

Federführung bei den Bundesländern und dem BML

◼ Schaffung solider fachlicher Grundlagen vor der Planerstellung und Festlegung von 

Maßnahmen 

◼ Offenlegung und Überarbeitung der Datengrundlagen und Methodik

insb. für den Bericht nach Art. 17 FFH-RL und Art. 12 Vogelschutz-RL

◼ Umfassende Einbindung von Fachexpert:innen der Land- und Forstwirtschaft 

(insb. BFW, Raumberg-Gumpenstein, BAB, BAW, AGES, …)

◼ Zielkonflikte und sozioökonomische Aspekte von Beginn an berücksichtigen 

(Ernährungssicherheit, Katastrophenschutz, Bodenschutz, regionale Erfordernisse, 

Wirtschaft, Tourismus,…)

Perspektiven für die nationale Durchführung (2)



Umsetzbare, praxistaugliche, effiziente und wirksame Maßnahmen auf 
freiwilliger Basis

◼ Maßnahmen müssen freiwillig, praktisch umsetzbar und realistisch sein

◼ Erhalt der multifunktionalen Land- und Forstwirtschaft als Prämisse für allfällige 

Maßnahmen auf land- und forstwirtschaftlichen Flächen

◼ Versorgungsauftrag der Land- und Forstwirtschaft zu beachten!

◼ Ziel: Zukunftsorientierte, klimawandelangepasste Bewirtschaftung und Pflege statt 

Vorschreibung historischer Idealzustände 

◼ Prioritäre Heranziehung landwirtschaftlich nicht (mehr) genutzter Flächen sowie weiterer 

Potentialflächen (z.B. Parkanlagen, Hausgärten, kommunale Anlagen, Industriebrachen)

◼ Nutzung von Synergien – Effiziente Flächennutzung

Perspektiven für die nationale Durchführung (3)



Freiwillige Instrumente und neue Finanzierungstöpfe

◼ Vorrang für Freiwilligkeit und Vertragsnaturschutz 

◼ Keine Verpflichtung für Einzelne, an Maßnahmen aktiv teilzunehmen oder diese dulden zu 

müssen 

◼ Förderung qualitätsvoller Wiederherstellungsprojekte statt „Gießkannenprinzip“

◼ Ablehnung von „Flächenfreikäufen" durch NGOs

◼ Faire Abgeltung für zusätzliche Leistungen und Bewirtschaftungseinschränkungen

◼ Keine Verwendung von GAP-Mitteln für neue Vorgaben aus der VO

◼ Zusätzliche Zielvorgaben brauchen eine zusätzliche Finanzierung

Perspektiven für die nationale Durchführung (4)



Gesamtgesellschaftlicher Beitrag gefordert

◼ Belastung der Durchführung darf nicht alleine der Land- und Forstwirtschaft aufgebürdet 

werden

◼ Flächen und Finanzierung können nicht allein durch den Sektor LuF bereitgestellt werden

◼ Bewusstsein für die Leistungen der LuF wieder in den Vordergrund rücken

◼ Wirtschaftlich nicht genutzte Flächen vorrangig für die Wiederherstellung nutzen

◼ Nutzung sämtlicher Potentialflächen, z.B. Böschungen, Parkplätze, Hausgärten, 

Infrastrukturbegleitflächen

Perspektiven für die nationale Durchführung (5)



Resümee

◼ Die LuF leistet auf vielfache Weise einen Beitrag zu Umwelt- und Biodiversitätszielen

◼ Bewirtschaftung und Pflege sind für Erhalt und Steigerung von Biodiversität oft essentiell

◼ Ziel darf es nicht sein, produktive Flächen zu reduzieren / einzuschränken

◼ Bereitschaft für Umweltleistungen - es braucht aber die richtigen Rahmenbedingungen!

◼ NRL bringt neue Herausforderungen – für LuF und für die MS 

◼ Berücksichtigung wirtschaftlicher und rechtlicher Position der Bewirtschafter:innen / 

Grundeigentümer:innen 

◼ Umsichtige Planung und pragmatische Ansätze wichtig – trotz straffem Zeitplan



Kontakt

Mag. Fabiana Scheibenreif

Referat 2.1 Rechts- und Umweltpolitik

Landwirtschaftskammer Österreich

Schauflergasse 6  | 1015 Wien

Tel. +43 1 53441 8578  

M +43 676 83441 8578  | f.scheibenreif@lk-oe.at   

mailto:f.scheibenreif@lk-oe.at
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